
II:.:..J~e~,dcr Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgeb~gspeiiode 

Präs.: 2 2. Mai 1974 . __ ........ -.- ......... __ ..... .. 

A n fra g e 
-------------

der Abgeordneten STOHS, HAGSPIEL, KIlAFT 
und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen 

betreffend Gleichstellung der steuerlichen Behandlung der 
Gr ~n zg ä n ge r mit inländischen Arbeitnehmemin Be-
zug auf Leistungen aus den Kranken- und Unfallversicherungs­
anstalten,der Länder, in denen sie beschäftigt sind. 

Im § 3 Abs o 3 desEinkomm~nsteu~rgesetzes 1972 ist festge­
legt, daß die Bezüge aus einer gesetzlichen Kranken- oder 
Unfallversorgung und Sachleistungen aus der gesetzlichen So­

zialversicherung von der Einkommensteu~r befr~it sind. 

Im § 16 Abs o 1 heißt es, daß auch Beiträge vonArbei:tntJ~hmern'" 

zu einer ~!!~!!!~!!.!~~!!~~~~!!.!~!!~y~!~.!~!!~!~~~, die einer inlän­
dischen gesetzlichen Kranken, Unfall-, Pensions- oder Ar~ 

,beitslosenversicherungentspricht, als Werbungskosten aner~ 
kanntwerden. " 

Die offensichtliche,Übereinstirumung der §§3 und 16 des Ein­
komm~nsteuergeset~es lasse~ den bererihtigten Schluß zu, daß 

z.B. Leistungen der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt, 
auf die Grenzgänger einen gesetZlichen Anspruch haben, so zu 

behandeln wären, wie die, nach ö~terreichischen Gesetzen ge­

leisteten ~!~!!~!..!~!!~!!: Unfallgelder o 

Nach Mitteilung'von Grenzgängern fordern die österreichischen 
Finanzämter für die in der Schweiz bezogenen "gesetzlichen 
Unfallgelder" Einkommensteuer o 'Sie begründen diese Forderung 

damit, daß "gesetZlich" sich auf österreichispheGesetz~ be­
zieheu, müsse • 

. 4.: ....•. ,. 
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Nach unserer Ansicht müßten diese Leistungen steuerlich 

gleich behandelt werden)wie die ~!!!!!!!~~!~_!!~Q!~!~!!= 
~!!!, die von der Schweiz an die Grenzgänger bezahlt wer­
den müssen und auf Grund der Bestimmungen des österreichi~ 

sehen Familienlastenausgleichsgesetzes von der Einkommen­

steuer genauso befreit sind,wie die in Österreich bezoge­

nen Famili~nbeihi1feno 

Unter Bezug auf die vorstehehden Ausführungen richten die 

unterzeichneten Abgeordneten an den Bundesminister für Fi­

nanzen folgende 

Anfrage: 

1.) Sind Sie hereit, die Angelegenheit zu prüfen und den 

Finanzämtern die Anweisung zu geben, daß alle Grenzgän­

ger der Schweiz, Liechtensteins und Deutschlands die 

Leistungen aus gesetzlichen Versicherungen der Länder 

beziehen, in denen die österreichischen Grenzgänger be­

schäftigtsind, steuerlich gleich behandelt werden, lvie 
. •. . I 

die inOsterreichbeschäftigmn Arbeitnehmer? 

2.) Sollte die Auslegung der Bestimmungen des Einkommen­

steuergesetzes wider Erwarten diese Regelung nicht zu­
lassen, wären Sie dann bereit, eine entsprechende ge­

setzlicheÄnderu~g zu veranlassen? I 
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